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Allgemeines 
 
Einigkeit besteht wohl unter sämtlichen politischen Akteuren, dass eine Reform 
der sozialen Pflegeversicherung dringend erforderlich ist. Dies betrifft nicht nur 
die Leistungsseite, sondern auch eine nachhaltige Finanzierung. Insofern begrüßt 
der dbb zwar den mit dem 5. SGB XI-Änderungsgesetz eingeschlagenen Weg, al-
lerdings ist unverständlich, wieso das im Koalitionsvertrag vorgesehene Reform-
paket auf mindestens drei Gesetzgebungsverfahren aufgeteilt werden soll. 
 
In diesem Zusammenhang ist beispielsweise die Reform des Pflegebedürftig-
keitsbegriffs in Verbindung mit einem neuen Begutachtungsverfahren zu nen-
nen, dessen Einführung schon viel zu lange auf sich warten lässt. Es ist zwar in 
der Tat sinnvoll, wie derzeit angelaufen, zunächst das Begutachtungsverfahren 
und den Pflegebedürftigkeitsbegriff modellhaft zu erproben. Allerdings erscheint 
aufgrund kalkulatorischer Unwägbarkeiten eine Vorwegnahme (zumindest in 
Teilen) der Leistungsreform getrennt von einem neuen Begutachtungsassess-
ment nicht sinnvoll. Der dbb sieht die Gefahr, dass einige der mit dem vorliegen-
den Gesetzentwurf ausgeweiteten Leistungen später aus Kostengründen wieder 
zurückgenommen werden müssen. Dies könnte – schon aus Gründen des Ver-
trauensschutzes – teurer werden als kalkuliert. 
 
Ebenso hätte, entsprechend einer langjährigen Forderung des dbb, die Einfüh-
rung einer Entgeltersatzleistung für eine bis zu 10-tägige Beurlaubung für plötz-
lich eintretende Pflegefälle durchaus auch im aktuellen Gesetzgebungsverfahren 
implementiert werden können. Eine derartige Regelung wäre in ihren finanziel-
len Auswirkungen für die Pflegeversicherung überschaubar, führt jedoch im Ge-
genzug zu einer deutlichen Entlastung der betroffenen Personen, die sich zwei-
felsohne in solchen Momenten in einer absoluten Ausnahmesituation befinden. 
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Zu den Regelungen im Einzelnen 
 
 
Leistungsdynamisierung 
 
§ 30 SGB XI sieht in der Fassung des zum 1. Juli 2008 in Kraft getretenen Pflege-
Weiterentwicklungsgesetzes vor, dass alle drei Jahre, erstmals im Jahr 2014 für 
das Jahr 2015, die Notwendigkeit und Höhe der Leistungen der Pflegeversiche-
rung zu prüfen sind. Diese Vorgabe wird mit dem nun vorliegenden Gesetzent-
wurf umgesetzt und ist insofern konsistent. 
 
Die Orientierung an der kumulierten Preisentwicklung der letzten drei abge-
schlossen Kalenderjahre, wie im Gesetzestext vorgegeben, ist sicherlich ein 
Schritt in die richtige Richtung. Allerdings wäre aus Sicht des dbb eine regelge-
bundene, automatisierte Dynamisierung ohne diskretionären Spielraum nach 
einer im SGB XI verankerten Formel der elegantere und rechtssichere Weg.  
 
 
Verhinderungspflege  
 
Das Instrument der Verhinderungspflege dient in besonderem Maße der Entlas-
tung von pflegenden Angehörigen. Neben der vorgesehenen Dynamisierung um 
4 Prozent wird in § 39 Abs. 1 SGB XI der Maximalbezug von vier auf sechs Wo-
chen erhöht. Dies stellt einen sinnvollen Beitrag zur verbesserten Vereinbarkeit 
von Pflege, Familie und Beruf dar und wird vom dbb unterstützt. 
 
 
Entlastungsangebote 
 
Neben den bisher bereits bestehenden Betreuungsangeboten für demenziell Er-
krankte wird in § 45c SGB XI zum einen der Kreis der Anspruchsberechtigten auf 
sämtliche Pflegebedürftige ausgeweitet. Zum anderen werden so genannte Ent-
lastungsleistungen eingeführt, die die Betroffenen nach individuellem Bedarf mit 
den Betreuungsleistungen frei kombinieren können. Wie schon letztgenannte 
sollen auch die Entlastungsleistungen niedrigschwellig angeboten werden. Sie 
decken im Wesentlichen Unterstützungsleistungen bei der hauswirtschaftlichen 
Versorgung, Beratungsleistungen sowie stärkende und stabilisierende Alltagsbe-
gleitung (zum Beispiel Behörden- oder Friedhofsgänge) ab. In dieser Funktion 
dienen sie auch der Unterstützung von pflegenden Angehörigen. 
 
Wie in der Begründung zum Gesetzentwurf richtig konstatiert, sind Betroffene 
und ihre Angehörigen gerade zu Beginn einer Pflegebedürftigkeit bzw. bei begin-
nender erheblicher Einschränkung der Alltagskompetenz besonders stark belas-
tet. Deshalb wird unterstellt, dass die Inanspruchnahme von niedrigschwelligen 
Angeboten als erste Anlaufstelle das Mittel der Wahl für die Betroffenen ist. Der 
dbb teilt diese Einschätzung und unterstützt die Entlastungsangebote deshalb 
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auch vollumfänglich. Allerdings steht aus Sicht des dbb die Abrechnung dieser 
Leistungen mit Hilfe des Kostenerstattungsprinzips dem Gedanken einer mög-
lichst niedrigschwelligen Bereitstellung diametral entgegen. Neben möglichen 
finanziellen Belastungen für die Betroffenen kann das Erfordernis zur Einrei-
chung von Rechnungen, verbunden mit der Ungewissheit über Erstattungshöhe- 
und zeitpunkt, zu einem Inanspruchnahmehemmnis führen und der ursprüngli-
chen Intention des Gesetzgebers damit entgegenstehen. Der dbb spricht sich da-
für aus, entsprechende Entlastungsleistungen als Sachleistungen zu erbringen 
und direkt mit der Pflegeversicherung abzurechnen. 
 
Beratungsangebote müssen aus Sicht des dbb weiterhin kostenlos bleiben und 
über die Pflegestützpunkte bzw. die COMPASS private Pflegeberatung GmbH er-
folgen. Der vom Gesetzgeber vorgesehene und in der Tat noch nicht flächende-
ckend erfolgte Ausbau von Beratungsnetzwerken muss nicht durch Inanspruch-
nahme von beratenden Entlastungsleistungen kompensiert werden. Schließlich 
würde eine Inanspruchnahme im Rahmen der Entlastungsleistungen das Budget 
der Betroffenen schmälern. 
 
Ausdrücklich begrüßt der dbb die Festschreibung, dass bei den einzurichtenden 
Agenturen für haushaltsnahe Dienst- und Serviceleistungen besonderes Augen-
merk auf die Einhaltung sozialer Standards und die Beschäftigungsbedingungen 
gelegt wird.  
 
 
Wohnumfeld  
 
Neben der planmäßigen Dynamisierung der Leistungen werden in § 40 SGB XI 
auch die Zuschüsse für wohnumfeldverbessernde Maßnahmen erhöht. Diesbe-
zügliche Zuschüsse werden von 2.557 auf 4.000 Euro je Maßnahme angehoben, 
bei mehreren Pflegebedürftigen auf bis zu 10.228 bzw. 16.000 Euro. Zu begrüßen 
ist neben der Anhebung der Förderung, dass nunmehr bereits vor der Neugrün-
dung und dem Einzug in die gemeinsame Wohnung ein Anspruch auf Leistungen 
nach § 38a SGB XI besteht. Dies senkt aus Sicht des dbb die Barrieren zur Grün-
dung einer ambulant betreuten Wohngruppe und stellt einen sinnvollen Beitrag 
zur Umsetzung des Prinzips ambulant vor stationär dar. 
 
 
Flexibilisierung /Kombinationsmöglichkeiten 
 
Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf werden zahlreiche Kombinationsmöglich-
keiten einzelner Leistungen eingeräumt. Dies dient der Flexibilisierung und Indi-
vidualisierung der Inanspruchnahme. So werden ambulante Pflegesachleistun-
gen nach § 36 SGB XI, Pflegegeld nach § 37 SGB XI sowie die mit dem PNG einge-
führte Möglichkeit der Inanspruchnahme von Kombinationsleistungen nach § 38 
SGB XI in § 41 SGB XI gleichrangig nebeneinander gestellt. Die Anrechnungsrege-
lungen der einzelnen Leistungen werden teilweise deutlich vereinfacht bzw. ent-
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fallen ganz. Die Kombinationsmöglichkeiten gelten ebenfalls für die Inanspruch-
nahme von Betreuungs- und Entlastungsleistungen gemäß § 45c SGB XI. Der dbb 
begrüßt die Neuregelungen ausdrücklich. 
 
Die Kurzzeitpflege kann gemäß § 42 SGB XI künftig um den Betrag der Verhinde-
rungspflege erhöht und um bis zu 4 Wochen verlängert werden. Auch an dieser 
Stelle wird nach Auffassung des dbb ein wichtiger Beitrag zur besseren Verein-
barkeit von Pflege, Familie und Beruf geleistet. 
 
 
Aufbau eines Pflegevorsorgefonds 
 
Mit dem Aufbau eines zweckgebundenen und vor politischem Zugriff geschütz-
ten Pflegevorsorgefonds wird eine langjährige Forderung des dbb umgesetzt. Die 
Verortung des Kapitalstocks bei der Deutschen Bundesbank begrüßt der dbb aus 
diesem Grund ausdrücklich. 
 
Die nun vorgesehene Bildung einer kapitalgedeckten Demografiereserve hätte 
aus Sicht des dbb schon viel früher verwirklicht werden müssen. Fraglich ist al-
lerdings, ob mit Hilfe der vorgesehenen Zuführung von 0,1 Beitragssatzpunkten 
tatsächlich hinreichende Reserven gebildet werden können. Der dbb stellt die 
Systematik der Teilkaskoversicherung in der Pflege keinesfalls in Frage. Allerdings 
sollte zumindest die Möglichkeit einer maßvollen Aufstockung des Zuschusses 
aus Steuermitteln diskutiert werden. Gleiches sollte entsprechend auch für die 
private Pflegeversicherung in Erwägung gezogen werden. Schließlich stellt der 
Demografische Wandel und der damit verbundene Anstieg der Zahl pflegebe-
dürftiger Personen ein gesamtgesellschaftliches Problem dar. Gemäß § 136 SGB 
XI soll das Sondervermögen im Pflegevorsorgefonds bei planmäßigen Kapitalflüs-
sen bis zum Jahr 2055 aufgebraucht sein. Die Begründung, dass sich bis zum Jahr 
2055 geburtenstarke und schwächer besetzte Jahrgänge wieder auf ein Normal-
maß angeglichen haben und somit der prognostizierte „Peak“ zwischen dem Jahr 
2035 und 2050 weitestgehend überwunden ist, mag auf den ersten Blick richtig 
erscheinen. Zu beachten ist allerdings, dass neben der Zahl der Pflegebedürftigen 
auch die Summe der Beitragszahler für eine nachhaltige Finanzbasis der Pflege-
versicherung von entscheidender Bedeutung ist. Deshalb sollte der Fonds aus 
Sicht des dbb nicht grundsätzlich auf Kapitalverzehr ausgelegt sein. 
 
 
Beitragssatz 
 
Die Anhebung des Beitragssatzes zur sozialen Pflegeversicherung in Höhe von 0,3 
Prozentpunkten trägt der dbb vor dem Hintergrund der Notwendigkeit von Leis-
tungsausweitungen und der Bildung einer Demografiereserve mit. Die Leistungs-
steigerungen stehen dem Grundsatz der Beitragssatzstabilität nicht entgegen. 
Dennoch wäre es aus Sicht des dbb sinnvoller, wenn die Leistungsseite gemein-
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sam mit dem neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff und Begutachtungsassessment 
reformiert worden wäre. 
 
 
Fazit 
 
Insgesamt bringt der Gesetzentwurf viele Verbesserungen auf der Leistungsseite 
mit sich. Neben der ohnehin anstehenden Dynamisierung werden bewährte För-
derinstrumente (wie etwa die Förderung von ambulant betreuten Wohngruppen) 
deutlich ausgebaut. Durch sinnvolle Kombinationsmöglichkeiten einzelner Maß-
nahmen werden die individuellen Wahlmöglichkeiten verbessert. Dies führt zu 
einem besseren Zuschnitt der Leistungen auf die individuellen Bedürfnisse (und 
die der Angehörigen). Durch obligatorische Beratungsleistungen soll sicherge-
stellt werden, dass der Maßnahmenzuschnitt optimale Anwendung findet. 
 
Der dbb begrüßt, dass entsprechend der Vorgaben des § 110 SGB XI die geplan-
ten leistungsrechtlichen Verbesserungen ebenso auf die private Pflegeversiche-
rung übertragen werden. 
 
Der dbb bedauert jedoch außerordentlich, dass einige elementare Reformvorha-
ben weiter in die Zukunft verschoben werden. Dies sind insbesondere die Reform 
des Pflegebedürftigkeitsbegriffs verbunden mit einem neuen Begutachtungs-
assessment, die Verbesserung der Situation des Pflegepersonals und der profes-
sionellen Helfer sowie die Einführung einer Lohnersatzleistung für Arbeitnehmer, 
die für pflegebedürftige Angehörige in einer akut auftretenden Pflegesituation 
eine bedarfsgerechte Pflege oder pflegerische Versorgung sicherstellen müssen. 
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